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Gemeinde Albersdorf
2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 27 „Dithmarsenpark II“

für das Gebiet

„nördlich der Friedrichstraße (L 316), östlich des Schrumer Weges (K 40)
südlich des Lundieker Weges und nordwestlich der Straße Zur Wasser-
mühle“ hier für das Teilgebiet „Dithmarsenpark 5“

Entwurf der Begründung

1. Lage, Planungsanlass und Planungsziele
Das Plangebiet der 2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 27 befindet sich im Norden
der Gemeinde Albersdorf. Es befindet sich westlich im Gelände des Dithmarsenparks.

Von der 2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 27 ist die Fläche für Versorgungsanlagen
-Versorgungszentrale- der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 27 einschließlich einer
südlichen Erweiterung um ca. 3 m betroffen. Diese Erweiterungsfläche ist im Bebau-
ungsplan Nr. 27 als private Grünfläche -Parkanlage- festgesetzt. Das Planungsziel ist
die Errichtung einer Geräte- und Lagerhalle als Anbau an das bestehende Gebäude.
Dafür wird die Entwicklung eines Gewerbegebietes durch Umwandlung der bisher als
Versorgungsanlage genutzten Flächen erforderlich.

Die von der 2. Änderung des Bebauungsplan Nr. 27 betroffene Fläche umfasst das
Flurstück 99 in der Flur 19 der Gemeinde und Gemarkung Albersdorf. Das Plangebiet
ist 2.980 m² groß.

Das Plangebiet wird westlich und nördlich durch private Straßenverkehrsflächen be-
grenzt. Östlich und südlich grenzen private Grünflächen an.

2. Flächennutzungsplan und Bebauungsplan
Im Flächennutzungsplan der Gemeinde Albersdorf ist der Geltungsbereich der 2. Än-
derung des Bebauungsplans Nr. 27 als Fläche für Versorgungsanlagen ausgewiesen
und der südliche Teil, als private Grünfläche -Parkanlage-.

Um die in Kapitel 1 beschriebenen Nutzungsänderungen und die Erweiterung in der
geplanten Form zu ermöglichen, ist die Aufstellung der 2. Änderung des Bebauungs-
plan Nr. 27 erforderlich. Die Aufstellung erfolgt im beschleunigten Verfahren auf
Grundlage des § 13 a BauGB.
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Der Geltungsbereich liegt innerhalb des Gemeindegebietes der Gemeinde Albersdorf
und ist überwiegend bereits bebaut. Mit der 2. Änderung des Bebauungsplan Nr. 27
soll nun die planungsrechtliche Voraussetzung für die gewerbliche Nutzung und Erwei-
terung geschaffen werden.

Die zulässige Grundfläche liegt unterhalb des Schwellenwertes von 20.000 m². Die
Gesamtfläche der von der 2. Änderung des Bebauungsplan Nr. 27 betroffenen Flächen
liegt bei 2.980 m². Die Kriterien zur Anwendung des § 13 a BauGB werden durch den
Bebauungsplan ebenso erfüllt wie die in § 13 a (1) BauGB genannten Anwendungsvo-
raussetzungen für das beschleunigte Verfahren. Gemäß § 13 a (1) Satz 2 BauGB ist
demnach eine Durchführung des Planverfahrens im beschleunigten Verfahren möglich.

So werden durch die Planung keine UVP-pflichtigen Vorhaben ermöglicht und es be-
stehen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung von Natura-2000-Gebieten
(FFH-Gebiete und EU-Vogelschutzgebiete). Die Ansiedlung eines Störfallbetriebes oder
eines UVP-pflichtigen Gewerbes ist nicht geplant und auch für die Zukunft nicht zu
erwarten.

Im beschleunigten Verfahren kann ein Bebauungsplan, der von den Darstellungen des
Flächennutzungsplanes abweicht, auch aufgestellt werden, bevor der Flächennut-
zungsplan geändert oder ergänzt wurde (§ 13 a (2) Nr. 2 BauGB). Die geordnete Städ-
tebauliche Entwicklung der Gemeinde wird durch die Planung nicht beeinträchtigt. Der
Flächennutzungsplan wird insoweit im Rahmen der Berichtigung angepasst (23. Ände-
rung). Die Berichtigung umfasst dabei auch einen Bereich der 1. Änderung des Bebau-
ungsplanes, welcher ebenfalls im beschleunigten Verfahren aufgestellt wurde.

Im beschleunigten Verfahren wird in der Regel kein externer Ausgleich für Eingriffe in
Natur und Landschaft erforderlich. Eingriffe in gesetzlich geschützte Biotope (z. B.
Knicks) wären jedoch weiterhin ausgleichspflichtig.

3. Erläuterung der Planfestsetzungen
3.1 Art der baulichen Nutzung
Den Planungszielen entsprechend sollen die im Geltungsbereich der 2. Änderung des
Bebauungsplanes Nr. 27 gelegenen Flächen zukünftig als Gewerbegebiet (GE) gemäß
§ 8 Baunutzungsverordnung (BauNVO) festgesetzt werden.

3.1.1 Beschränkung von Einzelhandelseinrichtungen

Einzelhandelseinrichtungen werden ausgeschlossen. Einzelhandelsnutzungen weisen
andere Standortanforderungen und Kundenverkehre auf und können zu Nutzungskon-
flikten mit der im Gebiet vorgesehenen gewerblichen Nutzung führen. Auch entspre-
chend der landesplanerischen Vorgaben sind sie auszuschließen oder jedenfalls stark
einzugrenzen.
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In diesem Zusammenhang wurde eine Festsetzung zur Unzulässigkeit von
Einzelhandelsnutzung im Teil B des Bebauungsplan aufgenommen. Demnach sind
Einzelhandelseinrichtungen unzulässig.

3.1.2 Ausschluss von Betriebsleiterwohnungen

Zur Wahrung der allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhält-
nisse im Sinne des § 1 (6) BauGB wird die Zulässigkeit von Wohnungen im Gewerbe-
gebiet Nr. 14 ausgeschlossen. Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen
sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter gemäß § 8 (3) Nr. 1 BauNVO (Betriebs-
wohnungen) sind daher nicht zulässig.

3.2 Maß der baulichen Nutzung
Das Maß der baulichen Nutzung wird durch die Festsetzung einer Grundflächenzahl
(GRZ), sowie durch die Begrenzung der Gebäudehöhe festgelegt. Für das
Gewerbegebiet Nr. 14 wird eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,8 festgesetzt.

Die Anzahl der zulässigen Vollgeschosse wird auf ein Vollgeschoss (I) begrenzt. Die
Gebäudehöhe wird zur Einbindung in das Orts- und Landschaftsbild im Plangebiet auf
maximal 10 m begrenzt. Ausnahmsweise dürfen Schornsteine, Abluftanlagen, Masten
und Silos die festgesetzte Firsthöhe der Gebäude überschreiten.

Der Höhenbezugspunkt für die Firsthöhe der Gebäude ist der höchste Punkt des
Fahrbahnrandes der nördlich angrenzenden Straßenverkehrsfläche. Die
Straßenbegrenzungslinie ist Bestandteil der Satzung.

3.3 Bauweise
Da die bestehende Halle erweitert werden soll und bereits länger als 50 m ist, wird im
Gewerbegebiet Nr. 14 eine abweichende Bauweise festgesetzt. Im Rahmen der
abweichenden Bauweise (a) sind Gebäude wie in offener Bauweise jedoch ohne die
Längenbegrenzung nach § 22 (2) BauNVO zulässig. Die nach Landesbauordnung zu
berücksichtigenden Abstandsvorschriften bleiben insoweit unberührt.

Die überbaubare Grundstücksfläche ist in der Planzeichnung durch Baugrenzen
definiert. Im Norden, Osten, Süden und Westen werden 3,0 m Abstand zur Grenze des
Baugrundstücks eingehalten.

Gemäß § 24 (2) LWaldG beträgt der reguläre Waldabstand 30 m. Die untere Forstbe-
hörde hat jedoch im Zuge der vorherigen Änderung aufgrund des kleinteiligen Wald-
bestandes sowie des vorhandenen Laubbaumbestandes einer Unterschreitung zuge-
stimmt. Da es sich um dieselbe Fläche handelt, wird die Unterschreitung des
Waldabstandes weiterhin übernommen. Demnach wird der Abstand der Baugrenze zur
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Waldfläche  auf  20  m  festgesetzt.  Der  Waldabstand  von  30  m  wurde  nachrichtlich
übernommen und ist im Rahmen der Baugenehmigung zu berücksichtigen.

3.4 Grünordnung
Das Plangebiet ist bereits teilweise baulich genutzt. Innerhalb der vorherig genutzten
Versorgungszentrale befindet sich ein bestehendes Gebäude und vegetationsfreie Flä-
che. Auf der südlichen Erweiterung der Fläche befinden sich Bäume mit geringem
Stammumfang. Ausgeprägte Grünstrukturen oder ökologisch hochwertige Vegetati-
onsbestände sind innerhalb des Plangebietes nicht vorhanden. Gesetzlich geschützte
Biotope kommen nicht vor.

Durch die Planung wird im Wesentlichen eine Anpassung der zulässigen Nutzung vor-
genommen. Zusätzliche erhebliche Eingriffe in Natur und Landschaft sind hierdurch
nicht zu erwarten.

Im Osten und Süden grenzen private Grünflächen als -Parkanlage- an das Plangebiet
an. 20 m südlich der Baugrenze befindet sich ein kleinteiliger Waldbestand.

Der Bebauungsplan wird im Verfahren nach § 13 a als Bebauungsplan der Innenent-
wicklung aufgestellt. Eine Umweltprüfung gemäß § 2 (4) BauGB ist nicht erforderlich.

3.4.1 Artenschutz

Rechtliche Grundlagen und Methodik
Im Rahmen der Bauleitplanung sind Aussagen zur Berücksichtigung der Vorschriften
des besonderen Artenschutzes (§ 44 Bundesnaturschutzgesetz), d. h. zur Betroffenheit
besonders oder streng geschützter Arten, zu treffen. Das Vorkommen besonders oder
streng geschützter Arten wird bezüglich der Zugriffsverbote des § 44 BNatSchG analy-
siert. Demnach sind gemäß § 44 (1) BNatSchG (Zugriffsverbote)

1. das Fangen, das Entnehmen, die Verletzung oder die Tötung wildlebender Tiere
der besonders geschützten Arten,

2. die erhebliche Störung wildlebender Tiere der streng geschützten Arten und der
europäischen Vogelarten,

3. das Beschädigen und das Zerstören von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der
wildlebenden Tiere der besonders geschützten Arten sowie

4. die Entnahme, die Beschädigung und die Zerstörung von Pflanzen der besonders
geschützten Arten

verboten.
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Vor diesem Hintergrund wurde eine Potenzialabschätzung zu den möglichen Vorkom-
men der beschriebenen Arten durchgeführt. Grundlage für die Bewertung bieten die
bereits im Rahmen der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 27 erstellte Potentialab-
schätzung im Rahmen des zugehörigen Artenschutzfachbeitrages sowie ergänzend
eine Ortsbegehung am 14.04.2026 sowie die Auswertung des zentralen Artkatasters
Schleswig-Holsteins.

Das Planungsziel ist die Errichtung einer Geräte- und Lagerhalle als Anbau an das be-
stehende Gebäude. Dafür wird die Entwicklung eines Gewerbegebietes durch Um-
wandlung der bisher als Versorgungsanlage genutzten Flächen erforderlich.

Die Baufelder befinden sich ausschließlich auf Flächen, die bereits durch anthropogene
Nutzung eingenommen sind. Zusammengefasst können folgende Aussagen zu den
Auswirkungen und der potentiellen Beeinträchtigungen getroffen werden.

Potentialanalyse und Konfliktbewertung
Wirbellose:
Die europäisch geschützten Käfer- und Libellenarten haben hohe Ansprüche an ihre
Lebensräume. Ein Vorkommen in den Gehölzbeständen und der Ruderalfläche im Plan-
gebiet kann aufgrund der verfügbaren Lebensräume vor Ort ausgeschlossen werden.

Vögel:
Im Bereich des Plangebietes sind nur Vorkommen von Arten möglich, welche Biotope
im Siedlungszusammenhang besiedeln.

Im Bereich der Ruderalfläche im südlichen Plangebiet ist eine Nutzung durch störungs-
resistente Arten der Gilde Bodenbrüter potentiell möglich, jedoch sehr unwahrschein-
lich. Vorkommen der auf Artniveau zu prüfenden Vogelarten der siedlungsnahen Bo-
denbrüter (Sturmmöwe, Heringsmöwe, Silbermöwe, Haubenlerche, Wanderfalke) kön-
nen aufgrund deren Verbreitung ausgeschlossen werden.

Zum Schutz von allgemein verbreiteten und störungsresistenten Bodenbrütern ist die
artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahme AV 1 umzusetzen, um die Verbotsstat-
bestände gemäß § 44 (1) BNatSchG ausschließen zu können.

Störungsresistente gehölzbrütende Vogelarten könnten potentiell die Bäume im Gel-
tungsbereich als Lebensraum nutzen. Die auf Artniveau zu prüfenden Gehölzbrüter
können aufgrund ihrer Verbreitung (Wanderfalke, Wacholderdrossel, Nebelkrähe,
Saatkrähe) sowie der vorhandenen Habitate (Weißstorch: 1 Nachweis in Nordhastedt,
kein Habitatpotential im Geltungsbereich) im Plangebiet ausgeschlossen werden.

Zum Schutz von allgemein verbreiteten und störungsresistenten Gehölzfreibrütern ist
die artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahme AV 2 umzusetzen, um die Verbots-
tatbestände gemäß § 44 (1) BNatSchG ausschließen zu können.

An dem Gebäude im Plangebiet konnten keine Spuren von gebäudebrütenden Vogel-
arten nachgewiesen werden. Ein Vorhandensein von störungsresistenten und allge-
mein verbreiteten Gebäudebrütern ist allerdings potentiell möglich. Vorkommen der
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auf Artniveau zu prüfenden gebäudebrütenden Vogelarten (Mauersegler, Star, Dohle,
Weißstorch, Wanderfalke, Mehlschwalbe, Rauchschwalbe) können auf Grundlage der
Negativnachweise ausgeschlossen werden.

Ein Eingriff in das Bestandsgebäude ist nicht vorgesehen. Im Einzelfall ist bei Abriss-
oder Sanierungsplanung des Gebäudes eine Bewertung durch eine fachkundliche Per-
son nötig, um die Verbotstatbestände gemäß § 44 BNatSchG (1) ausschließen zu kön-
nen.

Amphibien:
Im Plangebiet befinden sich keine Habitate, die eine dauerhafte Nutzung durch gemäß
Anhang IV der FFH-Richtlinie geschützte Amphibien ermöglichen.

Gemäß zentralen Artkataster wurden im Umkreis von 2 km um das Plangebiet Nach-
weise von Knoblauchkröten und Kammmolchen erbracht. Die Nachweise befinden sich
in mindestens 1,5 km Entfernung zum Plangebiet sowie westlich der A 23.

Nordöstlich des Plangebietes befindet sich ein kleinerer Tümpel mit dichtem Bewuchs.
Davon abgesehen ist das Umfeld des Plangebietes durch ein bestehendes Gewerbege-
biet mit kleineren Grünflächen geprägt.

Knoblauchkröten benötigen offene Bodenstellen mit grabfähigem Untergrund in un-
mittelbarer Umgebung zu ihren Laichgewässern. Darüber hinaus bevorzugen sie aus-
reichend sonnenexponierte Wasserstellen. Ein Vorkommen der Knoblauchkröte im Um-
feld des Plangebietes kann aufgrund der landschaftsökologischen Zusammensetzung
ausgeschlossen werden. Ein Durchwandern des Plangebietes kann aufgrund des Ab-
standes zu den nächstgelegenen vorhandenen Nachweisen sowie den bestehenden
anthropogenen Barrieren (A 23, L 316) ebenfalls ausgeschlossen werden.

Kammmolche bevorzugen feuchte Lebensräume in offenen, strukturreichen Land-
schaften mit einer Vielzahl besonnter Kleingewässer. Im unmittelbaren Umfeld des
Plangebietes sind keine strukturreichen offenen Landschaftsbereiche vorhanden. Dar-
über hinaus ist das nordöstlich des Plangebietes vorhandene Rückhaltebecken nicht
als Laichhabitat für Kammmolche geeignet. Ein Durchwandern des Plangebietes kann
aufgrund des Abstandes zu den nächstgelegenen vorhandenen Nachweisen sowie den
bestehenden anthropogenen Barrieren (A 23, L 316) ebenfalls ausgeschlossen werden.

Die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände gemäß § 44 (1) BNatSchG können für
die Klasse Amphibien ausgeschlossen werden.

Reptilien:
Die Ruderalfläche im Plangebiet ist kein bevorzugter Lebensraum der naturschutz-
rechtlich zu betrachtenden Reptilienarten.

Ein Vorkommen der gemäß § 44 BNatSchG geschützten Reptilienarten kann ausge-
schlossen werden.

Die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände gemäß § 44 (1) BNatSchG können für
die Klasse Reptilien ausgeschlossen werden.
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Säugetiere:
Gemäß dem Zentralen Artkataster bestehen innerhalb eines 2 km Umkreis um das
Plangebiet Nachweise der Fledermausarten Mückenfledermaus, Zwergfledermaus,
Braunes Langohr, Rauhautfledermaus, Großer Abendsegler, Breitflügelfledermaus,
Teichfledermaus und Wasserfledermaus.

Im Plangebiet befindet sich ein kleines Waldgebiet mit einem potentiellen Quartiers-
baum sowie ein ungenutztes Gebäude mit Quartierspotential.

Vorkommen der Wasserfledermaus sowie der Rauhautfledermaus sind im Plan-
gebiet unwahrscheinlich. Beide Arten sind an die Nähe zu Gewässern gebunden und
nutzen in der Regel nur Baumhöhlen in unmittelbarer Nähe zu Gewässern als Quar-
tiere. Vorkommen des Großen Abendseglers sind ebenfalls unwahrscheinlich, da
diese Waldfledermaus vorwiegend an höhlenreiche Altholzbestände gebunden ist. Sol-
che Lebensräume befinden sich im Plangebiet sowie im unmittelbaren Umgebungsbe-
reich nicht. Eine Quartiersnutzung des vorhandenen Bestandsgebäude durch die
Teichfledermaus ist aufgrund der mangelnden Nähe zu Gewässern ebenfalls un-
wahrscheinlich.

Eine Quartiersnutzung des Gebäudes sowie des Einzelbaumes durch die Fledermausart
Braunes Langohr ist ebenfalls unwahrscheinlich. Zwar besiedelt das Braune Lang-
ohr auch Gebäude und Gehölze im Siedlungsbereich, aber benötigt aufgrund des häu-
figen Wochenstubenwechsels eine Vielzahl an Quartiersmöglichkeiten im unmittelba-
ren räumlichen Zusammenhang. Solche strukturreichen Gehölzbestände sind im Um-
gebungsbereich des Plangebietes nicht ausreichend vorhanden.

Eine Quartiersnutzung des Bestandsgebäudes durch die gebäudebewohnenden Arten
Breitflügelfledermaus, Mückenfledermaus und Zwergfledermaus ist aufgrund
der vorhandenen Habitate potentiell möglich. Eine Quartiersnutzung als Wochenstube
ist durch die Mückenfledermaus im Zeitraum Mai bis Ende Juli durch die Zwergfle-
dermaus im Zeitraum April bis Ende August sowie durch die Breitflügelfledermaus
im Zeitraum April bis August möglich. Eine Winterquartiersnutzung durch die Zwerg-
fledermaus, die Mückenfledermaus und die Breitflügelfledermaus ist ebenfalls
möglich.

Ein Eingriff in das Bestandsgebäude ist nicht vorgesehen. Im Einzelfall ist bei Abriss-
oder Sanierungsplanung des Gebäudes eine Bewertung durch eine fachkundliche Per-
son nötig, um die Verbotstatbestände gemäß § 44 BNatSchG (1) ausschließen zu kön-
nen.

Eine Quartiersnutzung der beiden Baumhöhlen im Plangebiet ist durch die Arten Breit-
flügelfledermaus, Mückenfledermaus und Zwergfledermaus nur als vereinzelte
Sommerquartiere möglich und im Allgemeinen eher unwahrscheinlich.

Bei Beachtung der artenschutzrechtlichen Vermeidungsmaßnahme AV 1 (Bauzeitenre-
gelung) können die Verbotstatbestände gemäß § 44 BNatSchG (1) für die Gehölzent-
fernung ausgeschlossen werden.
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Artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahmen
AV 1: Bauzeitenregelung Bodenbrüter:
Bruten von Wiesenvögeln bzw. Bodenbrütern auf der Ruderalfläche sind grundsätzlich
möglich. Da viele Bodenbrüter ihre Nester ausschließlich auf dem Boden anlegen, be-
steht prinzipiell ein Gefährdungspotenzial durch die baubedingte Anlage von z. B. Fun-
damentflächen und Zuwegungen, wenn die Bauarbeiten während der Brutzeit durch-
geführt werden. Alle Arbeiten zur Baufeldfreimachung sind außerhalb der Brutzeit von
Bodenbrütern im Zeitraum vom 16. August bis zum 28./29. Februar durchzuführen.

Abweichungen sind nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung der Unteren Natur-
schutzbehörde zulässig. Sofern aus belegbaren Gründen die Einhaltung der Bauzeiten-
regelungen nicht möglich ist, sind der Unteren Naturschutzbehörde spätestens vier
Wochen vor Beginn der Bauzeitenausschlussfrist zum einen die betriebsbedingten
Gründe durch den Antragsteller darzulegen, zum anderen ist durch eine Umweltbau-
begleitung fachlich darzustellen, wie Besatzkontrollen und Vergrämungsmaßnahmen
durchzuführen sind. Hierzu wäre dann eine Ausnahmegenehmigung der zuständigen
Fachbehörde einzuholen.

Müssen Arbeiten zur Baufeldfreimachung während der Brutzeit von Bodenbrütern
durchgeführt werden, so ist bereits vorher (Ende Januar/Anfang Februar) durch ge-
eignete Maßnahmen eine Besiedlung der betroffenen Fläche zu verhindern (z. B. durch
dichtes Abspannen mit Flatterband).

AV2: Fledermaus- und Gehölzbrüterschonende Gehölzentfernung
Um einen Verstoß gegen die Verbote Nr. 1 bis 2 nach § 44 (1) BNatSchG auszuschlie-
ßen, wird bei notwendigen Gehölzrodungen zum Schutz von Gehölzbrütern sowie Fle-
dermäusen auf die Schutzfristen gemäß Bundesnaturschutzgesetz hingewiesen. Dem-
nach ist es laut § 39 (5) Nr. 2 BNatSchG verboten „Bäume, … Hecken, lebende Zäune,
Gebüsche und Gehölze in der Zeit vom 01. März bis zum 30. September abzuschnei-
den, auf den Stock zu setzen oder zu beseitigen.“

Bei Beachtung der genannten Schutzfristen ist davon auszugehen, dass Nistplätze in
den zu beseitigenden Bäumen noch nicht belegt sind und somit ein Verstoß gegen die
Verbote nach § 44 (1) Nr. 1 und Nr. 2 BNatSchG auszuschließen ist.

Falls die Beseitigung von Gehölzen innerhalb der Schutzfristen gemäß § 39 BNatSchG
(01. März bis 30. September eines Jahres) notwendig sein sollte, ist das weitere Ver-
fahren mit der UNB abzusprechen. Abweichungen vom Bauzeitenfenster sind nur mit
vorheriger schriftlicher Zustimmung der Unteren Naturschutzbehörde zulässig. Ggf. ist
gutachterlich durch eine fachkundige Person der Nachweis zu erbringen, dass die Be-
lange von Gehölzbrütern und Fledermäusen nicht betroffen werden, um einen Verstoß
gegen die Verbote nach § 44 (1) Nr. 1 und Nr. 2 BNatSchG auszuschließen.

Die beschriebenen Vorgehensweisen stellen hinreichende Minimierungs- und Vermei-
dungsmaßnahmen dar. Ein Verstoß gegen die Verbotstatbestände des § 44 (1) Nr. 1
bis 3 BNatSchG ist bei Beachtung der vorstehenden Maßnahmen unwahrscheinlich.
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3.4.2 Vermeidung, Minimierung, Ausgleich

Vermeidbare Beeinträchtigungen sind zu unterlassen. Unter Vermeidung ist jedoch
nicht der Verzicht auf das Vorhaben als solches zu verstehen. Zu untersuchen ist aller-
dings die Vermeidbarkeit einzelner seiner Teile und die jeweils mögliche Verringerung
der Auswirkungen auf die Schutzgüter. U.a. sind die folgenden Vermeidungs- und Mi-
nimierungsmaßnahmen geplant:

- Zur Vermeidung der Beeinträchtigung des Orts- und Landschaftsbildes wird die
Anzahl der Vollgeschosse auf maximal ein Vollgeschoss begrenzt und eine
maximale Firsthöhe von 10,0 m über dem Höhebezugspunkt festgesetzt.

- Für die Erschließung kann auf vorhandene Verkehrsflächen zurückgegriffen
werden.

- Die artenschutzrechtlichen Vermeidungsmaßnahmen entsprechend Ziffer 3.4.1
sind zu berücksichtigen.

- Bei allen Maßnahmen ist die Wasserschutzgebietsverordnung Odderade vom
2. Oktober 2009 zu beachten.

Im beschleunigten Verfahren nach § 13 a BauGB gelten bei einer zulässigen Grundflä-
che von weniger als 20.000 m² Eingriffe, die aufgrund der Aufstellung des Bebauungs-
plans zu erwarten sind, als vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig
(vgl. § 13 a (2) Nr. 4 BauGB). Ein Ausgleich für den Eingriff in das Schutzgut Boden ist
somit nicht erforderlich.

3.5 Immissionsschutz
Aufgrund der Festsetzung als Gewerbegebiet wird in den von der 2. Änderung des
Bebauungsplans betroffenen Flächen eine Ansiedlung von nicht erheblich belästigen-
den Betrieben angestrebt.

Da der Geltungsbereich der Bebauungspläne Nr. 26 und Nr. 27 als Gewerbegebiete
ausgewiesen sind, treten im Bereich des Dithmarsenparks keine neuen Nutzungen auf.
Deshalb kann davon ausgegangen werden, dass keine Lärmwerte auftreten, die über
die bestehende Schallereignisse hinausgehen.

Im Plangebiet sind gemäß der textlichen Festsetzung (Punkt 1.1.2) Wohnungen nach
§ 8 (3) Nr. 1 BauNVO nicht zulässig. Dadurch wird auf die vorhandenen Betriebe hin-
reichend Rücksicht genommen.

3.6 Störfallbetriebe
Im Plangebiet befinden sich keine Störfallbetriebe. Westlich des Plangebietes befindet
sich 470 m entfernt eine Biogasanlage, die Sicherheitsabstände nach KAS 18 (250 m)
werden somit eingehalten. Die Ansiedlung eines Störfallbetriebes oder eines UVP-
pflichtigen Gewerbes ist nicht geplant und auch für die Zukunft nicht zu erwarten.
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3.7 Denkmalschutz
Die Teilflächen befinden sich nicht in einem archäologischen Interessengebiet. Auswir-
kungen auf archäologische Denkmäler sind derzeit nicht erkennbar. Wenn während
der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfärbungen entdeckt werden, ist die
Denkmalschutzbehörde unverzüglich zu benachrichtigen und die Fundstelle bis zum
Eintreffen der Fachbehörde zu sichern. Auf § 15 des Denkmalschutzgesetztes (DSchG)
wird weitergehend verwiesen.

4. Verkehrsanbindung
Das Plangebiet wird durch die im Osten verlaufende Kreisstraße 40 „Schrumer Weg“
erschlossen. Die K 40 bindet ca. 120 m südlich der Gewerbegebietshauptzufahrt an die
Landesstraße 316 (Friedrichstraße) an, die Albersdorf mit Heide verbindet.

Die innere Erschließung erfolgt über die im “Dithmarsenpark” bereits vorhandenen
Straßen. Aufgrund der vorherigen Kasernennutzung verfügen die vorhandenen
Straßen über eine ausreichende Breite von ca. 10 m. Das Plangebiet wird über die
nördlich und westlich befindlichen Straßenverkehrsflächen erschlossen.

5. Technische Infrastruktur
5.1 Versorgung
Die Versorgung des Plangebietes mit Strom wird über eine eigene Station des Dith-
marsenparks mit elektrischer Energie versorgt. Die Station des Dithmarsenparks ist in
das Netz der Schleswig-Holstein Netz AG eingebunden. Auf dem Gelände selbst erfolgt
die Weiterverteilung über private Leitungen des Dithmarsenparks. Das ursprünglich als
Versorgungszentrale festgesetzte Gebäude im Plangebiet übernimmt auch weiterhin
wesentliche Versorgungsfunktionen für den Dithmarschenpark.

Die Trinkwasserversorgung erfolgt durch den Wasserverband Süderdithmarschen. Auf-
grund der aktuellen Nutzung als Gewerbepark und der vorherigen Nutzung als Bun-
deswehrkaserne verfügt das Plangebiet über eine ausreichende Löschwasserversor-
gung. In den Plangebieten befinden sich mehrere Hydranten, die einen umfangreichen
Erstangriff gewährleisten.

Das Plangebiet liegt in einem Wasserschutzgebiet. Die Wasserschutzgebietsverord-
nung Odderade vom 2. Oktober 2009 ist zu beachten.

Ein Anschluss an das Telekommunikationsnetz der Deutschen Telekom ist vorhanden.
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5.2 Entsorgung
Die Schmutzwasserentsorgung erfolgt über die südlich verlaufenden Schmutzwasser-
leitungen. Diese führen in den südöstlichen Bereich des Dithmarsenparks und werden
dort im Bereich der Straße „Zur Wassermühle“ an das örtliche zentrale Leitungsnetz
der Gemeinde Albersdorf angeschlossen. Von dort wird das Schmutzwasser zur Klär-
anlage Albersdorf weitergeleitet, die von der Abwasserentsorgung Albersdorf GmbH
betrieben wird.

Die Regenwasserentsorgung erfolgt über die vorhandene Regenwasserleitung in das
im Nordosten befindliche Versickerungsbecken.

Die Abfallentsorgung im Kreis Dithmarschen ist durch Satzung geregelt. Das Befahren
der Straßen mit einem 3-achsigen Müllfahrzeug ist möglich. Da die gebietsinternen
Verkehrsflächen als private Verkehrsflächen festgesetzt sind und daher im Normalfall-
durch die Müllsammelfahrzeuge nicht befahren werden, wurde im Zuge der Aufstellung
des Bebauungsplan Nr. 27 eine schriftliche Vereinbarung mit dem Entsorgungsunter-
nehmen getroffen.

6. Bodenordnende Maßnahmen,
Eigentumsverhältnisse

Das gesamte Plangebiet befindet sich im Besitz der Dithmarsen Park GmbH & Co. KG.
Bodenordnende Maßnahmen sind nicht erforderlich.

7. Kosten
Der Eigentümer (Dithmarsen Park GmbH & Co. KG) trägt die Planungskosten. Der
Gemeinde entstehen diesbezüglich keine Kosten.

8. Flächenbilanzierung
Das Gewerbegebiet ist insgesamt 2.980 m² groß.

Albersdorf, den ___.___.2026 _____________________________
(Bürgermeister)
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9. Anlagen
9.1 23. Änderung des Flächennutzungsplans
23. Änderung des Flächennutzungsplans der Gemeinde Albersdorf durch Berichtigung,
Planungsbüro Philipp, Albersdorf, Stand: 02.03.2026


